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Energie

Ob mit oder ohne Kernkraft: Teuer wird es auf jeden Fall
Deutschland ist ausgestiegen, aber international wächst die Zustimmung für die Atomkraft
zwölf Jahre nach Fukushima wieder.  Kann die Kernenergie wirklich im Kampf gegen den
Klimawandel  helfen?
Erstveröffentlichung:  2023-12-11
15:45:04 letzte  Aktualisierung:  2023-
12-11 15:45:05
Auf der Weltklimakonferenz COP 28 in
Dubai  ist  eigentlich  alles  wie  immer,
seit die Staaten der Erde 1995 in Berlin
erstmals fast alle über den Klimawandel
berieten: Es ist ein zähes Ringen um ein
paar Prozent weniger CO2, Industrielob-
byisten  gegen  Klimaschützer,  große
gegen  kleine  Staaten,  Erdöl-Länder
gegen  den  Rest  und  irgendwie  alle
gegen  alle.  Aber  eben  nur  fast:  Ein
Beschluss lässt dieses Mal aufhorchen.
22 Staaten haben in Dubai angekündigt,
die Kernenergie wiederbeleben zu wol-
len.  Diese  spiele  „eine  Schlüsselrolle
dabei, (…) die Treibhausgasemissionen
bis 2050 global auf null zu reduzieren
und das 1,5-Grad-Ziel in Reichweite zu
halten“, heißt es in ihrer Erklärung.
Die 22 Staaten haben große Pläne. Bis
2050 wollen sie,  darunter große Indu-
strieländer  wie  die  USA,  Frankreich,
Großbritannien und Japan, ihre Atom-
stromproduktion verdreifachen. Ausge-
rechnet Japan, werden viele denken: Die
Havarie des Atomkraftwerks in Fukus-
hima war es, die 2011 unter anderem in
Deutschland zum endgültigen Aus für
die Energieform führte. Unter dem Ein-
druck  des  GAU  (und  wohl  auch  der
Umfragen danach) läutete die damalige
Kanzlerin  und  gelernte  Physikerin
Angela  Merkel  das  endgültige  Atom-
Aus in Deutschland ein, das die Ampel-
koalition Anfang dieses Jahres umsetzte.
Trotz teils heftiger Proteste aus Opposi-
tion, FDP und Industrie gegen den Aus-
stieg.
Der politische Wind dreht
Doch seit dem Fukushima-Unfall 2011
hat der öffentliche Wind gedreht: Immer
mehr  Politiker  und  Industriemanager
forderten  zuletzt  einen  Ausstieg  vom

Ausstieg,  darunter  ehemalige  starke
Befürworter  eines  Atom-Ausstiegs  –
wie  der  bayerische  Ministerpräsident
Markus  Söder  – und  andere  auf  den
ersten Blick überraschende Pro-Atom-
Aktivisten,  etwa Greta Thunberg oder
Petteri Taalas, Chef der Weltwetterorga-
nisation  WMO,  unter  deren  Dach  der
Weltklimarat IPCC seine in der Regel
furchteinflößenden Berichte erstellt; der
IPCC  selbst  macht  sich  inzwischen
dafür stark, „alle nicht fossilen Energie-
quellen  zu  nutzen,  um die  Treibhaus-
gase  zu  senken,  auch Atomstrom“.
So unterschiedlich der Background, so
unisono die Argumentation der vielen
neuen  Befürworter:  Ohne  Kernkraft,
sagen  sie,  sei  das  Ziel,  ab  2050  kein
Kohlendioxid (CO2) mehr auszustoßen
und so den Anstieg der Erderwärmung
wirksam zu begrenzen,  keinesfalls  zu
schaffen. Der Ausbau der Erneuerbaren
dauere  dafür  einfach  zu  lange.  Kern-
energie könne helfen, weil sie auch im
Winter und bei Flaute CO2-freien Strom
liefere – also genau dann, wenn sich die
Erneuerbaren schwer tun.
Aber wie realistisch ist  eine so fulmi-
nante Kehrtwende in einer – riskanten –
Hochtechnologie,  die  seit  2011  welt-
weit zurückgefahren wurde? Kann die
Industrie  einen  solchen  U-Turn  über-
haupt leisten oder sind es reine Lippen-
bekenntnisse der Politik, die allmählich
merkt,  dass  ihr  beim Klimaschutz  die
Felle  davon  schwimmen,  weil  die
Dekarbonisierung zu zäh vorangeht und
immer teurer wird? 
Fakt  ist:  Bisher  gibt  es  keine  Renais-
sance
Mycle  Schneider  ist  so  etwas wie  der
oberste Buchhalter der globalen Atom-
industrie: Seit Jahren listet der Pariser
Energieanalyst mit einem rund zehnköp-
figen Team aus internationalen Exper-

ten minutiös auf: die Zahl der aktiven
AKW in der Welt und deren elektrische
Leistung, ihre Revisionen, die Ausfall-
zeiten,  die  am Ende gelieferte  Strom-
menge und deren Kosten in Dollar pro
Megawattstunde (MWh).  Ihm entgeht
kein  Neubau,  keine  Stilllegung,  kein
Genehmigungsgesuch, kein temporäres
Abschalten und kein Wiederanfahren.
Über  die  aktuelle  politische  Debatte
zeigt er sich einigermaßen irritiert, um
es nett zu sagen: „Das ist eine Diskus-
sion aus La-La-Land“, schimpft er. „Es
gibt  einen  tiefen  Graben  zwischen
Wahrnehmung und Realität.“ Die lasse
sich auch nicht mit politischen Willens-
bekundungen und Absichtserklärungen
herbeireden, so Schneider. „Das ist ein
Industriethema,  da  geht  es  nicht  um
Wollen  oder  Meinung,  es  herrschen
techno-ökonomische Sachzwänge.“ Von
einem  deutschen  Alleingang  könne
keine Rede sein; weltweit sei die Atom-
kraft auf dem Rückzug (siehe Grafik).
In  relativen  Zahlen  gemessen  hat
Schneider recht:  Der Anteil  der Kern-
kraft  an  der  Gesamtproduktion  von
Strom weltweit ist stark rückläufig; er
sinkt  nicht  erst  seit  Fukushima  2011,
sondern schon seit  1996:  Von damals
17,7 Prozent an der Stromproduktion hat
er  sich  fast  halbiert  auf  9,2  Prozent.
Allein  2022  fiel  er  um  0,6  Prozent-
punkte,  so schnell  wie in keinem Jahr
seit 2012. In den vergangenen 20 Jah-
ren  gingen  in  jedem Jahr  mehr  AKW
vom Netz,  als  neue  gebaut  wurden.
Tot ist die Atomkraft aber auch nicht
Man kann Schneiders Zahlen aber auch
so lesen: Trotz Tschernobyl und Fukus-
hima  sind  weltweit  derzeit  58  neue
AKW in Bau, 24 davon in China. Trotz
zweier  furchtbarer  GAUs  halten  32
Staaten  an  der  (sehr  teuren)  Energie-
form fest.  Und die  global  produzierte
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Strommenge der 407 AKW lag 2022 mit
2546 Terawattstunden (TWh) fast  auf
dem Niveau des historischen Hochs von
2006  bei  2660  TWh.  Dass  sich  ihr
Anteil an der globalen Stromerzeugung
fast halbiert hat, liegt also nicht an einer
vermeintlich schrumpfenden Kernkraft:
Es liegt am massiven Ausbau der Erneu-
erbaren. Allein 2023 werden nach jüng-
sten Berechnungen von Bloomberg New
Energy  Finance  443  Gigawatt  nur  an
Solarenergieleistung neu installiert. Der
Solar-Zubau eines einzigen Jahres lei-
stet bereits erheblich mehr als die welt-
weite AKW-Flotte insgesamt: 386 Giga-
watt.
Kann  die  Kernkraft  wieder  aufholen?
Skeptiker wie Mycle Schneider bezwei-
feln,  dass  die  Nuklearindustrie  über-
haupt neue AKW in nennenswerter Zahl
bauen kann. „Es gibt die entsprechende
Lieferkette  in  Europa  nicht  mehr;  die
Industrie ist seit den 1980ern in einem
Schrumpfprozess und schon arg gefor-
dert,  wenigstens  die  Zahl  der  aktiven
AKWs beizubehalten“, sagt der Analyst.
In der Tat  ist  nicht  ganz klar,  wer die
von  der  Politik  gewünschten  vielen
neuen AKW in Europa konkret  bauen
soll. Weltweit gibt es nur noch ein hal-
bes  Dutzend  Unternehmen,  die  über-
haupt das nötige Know-how dafür besit-
zen:  Neben  den  beiden  chinesischen
Staatskonzernen CGN und CNNC sind
das  Rosatom  (Russland),  KHNP  aus
Südkorea, Westinghouse aus den USA
und  EDF/Framatome  aus  Frankreich.
Westinghouse  hat  bisher  nicht  außer-
halb Amerikas gebaut. In den USA hat
der Konzern in den letzten zehn Jahren
nur vier neue Reaktorblöcke begonnen,
zwei davon wurden nach etwa 10 Milli-
arden Dollar Baukosten und vier Jahren
Bauzeit aufgegeben.
Lesen  Sie  auch:  Können  Atomkraft-
werke neuen Typs das Energieproblem
lösen?
 
Rosatom  aus  Russland  baut  derzeit
außerhalb  Chinas  die  meisten  AKW,
insgesamt  19.  Doch  Rosatom  steht
infolge des Ukraine-Kriegs in den mei-
sten westlichen Staaten unter Boykott.
Auch die chinesischen Atom-Konzerne
sind sehr unwahrscheinliche Bauherren
im Westen:  Sie  stehen auf  schwarzen
Listen der US-Regierung; jeder, der mit
ihnen Geschäfte machte, sähe sich der
Gefahr von US-Sanktionen ausgesetzt.
„Es ist sehr unwahrscheinlich, dass chi-
nesische oder russische Unternehmen in
Westeuropa in den nächsten Jahren ein
AKW bauen dürfen“, meint Schneider.

Der naheliegendste Bauherr wäre Fra-
matome; die Franzosen kennen die euro-
päischen Genehmigungs- und Bauvor-
schriften am besten. 1958 begann Fra-
matome mit einer Westinghouse-Lizenz,
Reaktoren für das damals neue französi-
sche  Nuklearprogramm  zu  bauen;  es
entwickelte bald eigene, übernahm 2011
die deutsche Siemens-Nuklearsparte aus
Erlangen als Areva, 2011 stieg Siemens
wieder aus. Dass das Unternehmen, des-
sen  Mutterkonzern  EDF  zuletzt  aus
einem Jahresumsatz von 143,5 Milliar-
den Euro rund 19 Milliarden Euro Ver-
lust machte und 65 Milliarden Euro Net-
toschulden angehäuft  hat,  in der Lage
ist,  Dutzende  neue  AKW  in  anderen
europäischen Ländern zu bauen, scheint
zumindest zweifelhaft.
Derzeit jedenfalls haben die Franzosen
mehr  als  genug  zu  tun,  Frankreichs
eigene, alternde Flotte zu erhalten (siehe
Grafik). 51 der 56 französischen Reak-
toren sind 31 Jahre oder älter, 21 mehr
als 41 Jahre alt. Ohne staatliche Finanz-
hilfen geht nichts mehr bei EDF/Frama-
tome. Im vergangenen Jahr musste man
Spezialschweißer aus den USA einflie-
gen, weil die Belegschaft nicht einmal
für die Wartung und Instandsetzung der
französischen  AKW-Flotte  ausreicht.
Die durchschnittliche Zeit am Netz des
greisen französischen AKW-Parks lag
2022  nur  noch  bei  52  Prozent,  da  ist
mancher  schottische  Offshore-Wind-
park  inzwischen  zuverlässiger. 
In  Frankreich  hat  Framatome  derzeit
den konkreten Auftrag für  sechs neue
AKW.  2021  wurde  eine  interne  Ana-
lyse geleakt, wonach, wenn alles opti-
mal  läuft,  das  erste  davon  frühestens
2039 in Betrieb gehen kann – wenn es
durchschnittlich läuft, 2043. Bliebe der
südkoreanische Konzern KHNP. Der hat
bislang  ein  einziges  AKW  außerhalb
Koreas gebaut, wo der Staat großzügig
finanzielle  Risiken  abpuffert:  in  den
Vereinigten  Arabischen  Emiraten.
Inwieweit dortige Baubedingungen mit
denen in der EU vergleichbar sind, ist
unklar.  
Es  gibt  dennoch  Argumente  für  die
Kernkraft
Aber es gibt auch Branchenkenner, die
optimistischer  sind.  Jochen  Latz  zum
Beispiel. Zusammen mit einem US-Kol-
legen  leitet  der  studierte  Maschinen-
bauer  die  globale  Nuklearsparte  des
Beratungskonzerns McKinsey. Bis vor
kurzem  habe  er  im  Alltag  fast  aus-
schließlich Energiekonzerne beim Rück-
bau ihrer AKW beraten; seit „etwa zwei
Jahren“  aber  verzeichnet  Latz  wieder

vermehrt  Anfragen  zu  Projekten,  die
sich mit dem Ausbau bestehender AKW
beschäftigen. „Noch vor wenigen Jah-
ren  wäre  ich  nie  von  einer  solchen
Trendwende  ausgegangen.“
Das  Argument,  es  gebe  keine  Firmen
mehr,  die  neue  AKW bauen  könnten,
zieht für Latz eher schlecht: „Das ist ein
Henne und Ei-Problem, und damit letzt-
lich eine Frage des politischen Willens“,
glaubt Latz. „Wenn jemand die fraglos
hohen Kosten des Neubaus der  ersten
fünf oder sechs neuen Reaktorblöcke in
Westeuropa  übernimmt,  und  weitere
zumindest  die  Genehmigung  bekom-
men, dann würden sich auch neue Kon-
sortien für den Bau weiterer Kernkraft-
werke  bilden“,  glaubt  der  Berater. Es
gebe „10 bis 15 europäische Länder, in
denen  es  relativ  sicher  ist,  dass  neue
Reaktorblöcke gebaut werden“. Neben
Großbritannien, Frankreich, der Slowa-
kei  und der Türkei,  wo bereits  gebaut
wird, seien das Polen, Ungarn, Rumä-
nien, Tschechien und Schweden. 
Die letzten 20 Prozent werden teuer
Allerdings warnt auch er vor überzoge-
nen  Erwartungen:  „Eine  besonders
schnelle  Lösung  ist  das  nicht.“  Und
neue AKW auf der grünen Wiese werde
es  in  Europa auf  absehbare Zeit  nicht
geben. „Um es klar zu machen: Es geht
in  den  nächs ten  15  Jahren  nur
um zusätzliche Reaktorblöcke an bereits
existierenden  Standorten,  für  die  die
Genehmigung und Infrastruktur schon
da ist.“ Komplett-Neubauten an neuen
Standorten würden viel zu lange dauern
– allein die Genehmigung mehr als zehn
Jahre  –  und  sie  wären  wohl  auch  zu
teuer; die politische Durchsetzbarkeit ist
sehr fraglich. 
„Aber schon die Erweiterung bestehen-
der Kernkraftwerke mit neuen Blöcken
könnte Entlastung bringen“, sagt Latz.
McKinsey rechnet bis 2045 in Europa
mit einem „moderaten Zubau“ von etwa
130  Gigawatt,  sagt  Latz –  keine  Ver-
dreifachung,  wie  sie  die  22  Rebellen
von Dubai anstreben, aber eine Trend-
wende wäre das. Bei der Frage, ob neue
AKW bei  der geplanten vollständigen
Dekarbonisierung  der  Wirtschaft  bis
2050  nötig  sind  oder  nicht,  geht  es
immer auch ums Geld. Denn technisch
möglich  ist  beides:  mit  oder  ohne
AKW. 
Setzt man, wie Deutschland, auf ein rein
erneuerbares  Energiesystem,  braucht
man für  den Übergang Gaskraftwerke
als  so  genannte  Peaker  –  sie  müssen
noch so lange flexibel einspringen kön-
nen, wie im Winter der Strombedarf das



Angebot  an  Wasserkraft,  Wind  und
Sonne  noch  übersteigt.  Langfristig
braucht man vor allem Speicher. Setzt
man  wie  die  USA,  China,  Frankreich
oder Korea auch auf Atom, braucht es
bei sonst gleichen Bedingungen weni-
ger Speicher und Netzumbau.
Zwar wachsen auch in Deutschland die
Erneuerbaren sehr schnell; 2023 dürften
im Schnitt schon je rund 60 Prozent der
produzierten und verbrauchten Strom-
menge erneuerbar gewesen sein. Rich-
tig ist aber auch, dass die letzten 40 Pro-
zent sehr viel schwieriger und vor allem
teurer werden als die ersten 60. Das liegt
am schwankenden Ausstoß der Erneuer-
baren:  Solange  deren  Angebot  weit
unter  der  Last,  also  der  permanenten
Stromnachfrage  lag,  war  es  technisch
einfach und relativ günstig, fossile und
Kernkraftwerke  durch  Wind  und
S o n n e   z u  e r s e t z e n :  D e r  M a r k t
„schluckte“ das Angebot an Grünstrom
einfach weg.
Je  mehr  Erneuerbare  aber  schon  im
System sind, Netze auslasten und grö-
ßere Teile des (ebenfalls schwankenden)
Bedarfs abdecken, desto mehr Aufwand
muss für deren weiteren Ausbau betrie-
ben werden: Es erfordert  mehr Erzeu-
gungskapazität, sprich Wind und Solar-
anlagen,  denn  je  launiger  das  Wetter,
desto mehr Kraftwerke müssen da sein,
damit  die  Flotte  auch bei  windschwa-
chen  Tagen  noch  genügend  Strom
erzeugt.  Es  erfordert  mitunter  teure
Importe,  etwa  französischen  Atom-
stroms.  Und  vor  allem  erfordert  es
immense Investitionen in Speicher und
den Um- und Ausbau der Netze, die den
Windstrom  dorthin  bringen,  wo  er
gebraucht  wird.
An  der  Frage,  ob  die  ihrerseits  nicht
eben günstige Atomkraft dabei wirklich
helfen kann, scheiden sich die Geister.
Eine  Alternative  wäre  Wasserkraft.
Aber Deutschland erzeugt nur lächerli-
che  drei  Prozent  seines  Strombedarfs
daraus. Bis auf einige wenige sehr was-
serreiche Länder mit  passender Topo-
grafie, wie Österreich, Norwegen, Brasi-
lien oder Kanada, ist die Wasserkraft in
den  meisten  Staaten  der  Erde  ein  zu
schwacher Kandidat. „Unsere Pfadstu-
dien  zeigen,  dass  ein  zu  100  Prozent
erneuerbares Stromsystem enorme Inve-
stitionen in Speicher und Netze braucht,
vor  allem die  letzten  20  Prozent  sind
extrem teuer. Für die letzten zehn Pro-
zent kommen wir gar auf Gestehungsko-
sten  von mehr  als  150 Euro je  Mega-
wattstunde  Strom,  man  bräuchte
immense  Speicherkapazitäten“,  sagt

McKinsey-Berater Latz.
Lesen Sie auch: Österreich macht vor,
wie effektiv Strom aus Wasserkraft sein
kann
 
Den technischen Fortschritt einkalkulie-
ren
Sicher: Speicher dürfte noch erheblich
billiger werden. Neue Technologien wie
Natrium-Ionen-Zellen  oder  Redox-
Flow-Batterien könnten die  Kosten je
gespeicherter Kilowattstunde Wind- und
Sonnenstrom gegenüber heute mehr als
dritteln;  doch  wie  schnell  das  gehen
wird, ist unsicher. Und der Netzausbau
bleibt ein Problem: Allein der Umbau
der  Stromnetze  mache  bei  einem 100
Prozent  erneuerbaren  Stromsystem je
nach Land 40 bis 60 Prozent der gesam-
ten Kosten aus, hat Latz errechnet. „Und
am  Ende  geht  es  nicht  ohne  grünen
Wasserstoff  als  Langfristspeicher  für
den Winter  und klimaneutraler  Treib-
stoff  für  die  Gas-Peaker.“  Wie  der  in
den  benötigten  Mengen  zu  halbwegs
realistischen  Kosten  erzeugt  werden
soll,  sei  völlig  unklar.
Allerdings ist eben auch die Atomkraft
bisher  alles  andere  als  eine  günstige
Energieform.  Es  kursieren  Hunderte,
teils  stark  widersprüchliche  Daten  zu
den Kosten. Je nach Interessenlage der
Autoren schwanken sie zwischen 6 Cent
je produzierter kWh und fast dem Vier-
fachen. Relativ gut belegt sind die Bau-
kosten: In westlichen Industrieländern
liegen sie  im Schnitt  bei  etwa 10.000
Dollar  je  Kilowatt  Atomleistung, ein
durchschnittlicher  neuer  Reaktor  mit
rund einem Gigawatt Leistung also bei
10 Milliarden Dollar. Das klingt astro-
nomisch, relativiert sich aber, wenn man
bedenkt, dass ein AKW in der Regel 40
Jahre lang läuft.
Verlässlichste Kennzahl für die Gesamt-
kosten  sind  die  Levelized  Costs  Of
Energy  (LCOE),  die  sowohl  Bau  als
auch  Betrieb  inklusive  Wartung  und
Ausfallzeiten  berücksichtigen  –  nicht
aber Langfristkosten wie Endlager für
den Atommüll, die sind in jedem Land
der  Erde  von  den  Betreibern  auf  die
Gesellschaft abgewälzt. Auch ohne sie
ist der LCOE in den vergangenen Jah-
ren  für  Atomstrom  um  47  Prozent
gestiegen; in der gleichen Zeit fielen die
LCOE für Solar um 80 und für Wind um
60  Prozent.  Die  US-Investmentbank
Lazard  veranschlagt  für  Atomstrom
inzwischen im Schnitt 18 Cent je Kilo-
wattstunde. Damit wäre Kernkraft erst-
mals die teuerste Stromerzeugungsform
überhaupt, noch vor Gas (16,8) und weit

vor  Wind und Solar.  Rechnet  man zu
den  hohen  Baukosten  noch  die  lange
Bauzeit,  im Schnitt  dauerte  es  zuletzt
global laut Status Report 9,6 Jahre, bis
ein neuer Reaktor ans Netz ging, scheint
fraglich, dass die Atomkraft wirklich die
günstigere Alternative zu Erneuerbaren
plus Speicher und Netzumbau ist.
Es sei denn, es gelänge doch noch ein
Durchbruch bei den Reaktoren der neu-
sten  Generation,  den  Small  Modular
Reactors,  kurz  SMR.  Zuletzt  sah  es
danach nicht  unbedingt  aus;  das  hoch
gehandelte  US-SMR-Startup  NuScale
musste  einen  neuen  Reaktortyp nach
Jahren der Entwicklung einstellen, nach-
dem die Kosten explodiert und Kunden
abgesprungen  waren. Dennoch  setzen
unter anderem Großbritannien, Südko-
rea, Russland, Frankreich, Kanada und
die USA nach wie vor große Hoffnun-
gen in die Technologie.
Der SMR ist keine radikale technische
Neuerung,  wie  etwa  der  Flüssigsalz-
oder Natriumreaktor, an dem Microsoft-
Gründer  Bill  Gates  seit  langem  for-
schen lässt.  Technisch sind SMR nor-
male Druck- und Siedewasserreaktoren
der neusten Generation, die nach 1986
als Antwort auf Tschernobyl entwickelt
wurde.  Die  Idee:  Statt  eines  großen
Reaktors mit zehn Jahren Bauzeit und
zehn Milliarden Dollar Baukosten sol-
len viele kleinere Reaktoren in Serie in
Fabriken  vorgefertigt  werden.  Am
Standort würden sie nur noch montiert.
Fertigung, Genehmigungsverfahren und
Bau würden weitgehend standardisiert.
Die Baukosten würden insgesamt erheb-
lich sinken.
T r o t z
Rückschlägen: Kleinreaktoren bleiben
interessant
Bislang ist das nicht der Fall, die weni-
gen etwa in Russland schon laufenden
SMR haben eher doppelt so hohe Bau-
kosten  wie  ein  klassischer,  großer
Druckwasserreaktor pro erzeugter KWh
Strom. Selbst Kernkraftbefürworter wie
der langjährige Professor für Nuklaer-
technik  an  der  ETH  Zürich,  Horst-
Michael  Prasser,  sind  zurückhaltend:
„Die  mangelhafte  Wirtschaftlichkeit
kleinerer Reaktoren war ja der Grund,
dass man AKW in den 60ern und 70ern
immer größer gebaut hat“, sagt Prasser.
Lesen  Sie  auch:  „Die  Kernfusion  ist
deutlich  näher,  als  viele  glauben“
 
Dieses Mal aber könnte es anders sein,
glaubt  McKinsey-Partner  Latz.  Unge-
achtet der jüngsten Rückschläge, etwa
bei NuScale, „gibt es derzeit außerhalb



Russlands und Chinas mindestens vier
aussichtsreiche neue SMR-Konzepte“,
sagt  Latz,  die  auch im Westen gebaut
werden  können:  Den  AP  300  mit  0,3
GW Leistung von Westinghouse, nach
wie  vor  den  NuScale-Reaktor,  ein
gemeinsames Design von General Elec-
tric und Hitachi (alle USA) sowie vom
britischen Turbinenbauer Rolls Royce.
„Wenn es von diesen Vieren nur zwei
über die Ziellinie schaffen, könnte das
der Gamechanger werden“, hofft Latz.
Er gehe davon aus, dass das spätestens
2030 der Fall sein werde.
Latz verweist auf den Umstand, dass es
bei  neuen  Technologien  in  der  Regel
eine steile Lernkurve gibt: „Zuletzt gab
es in Westeuropa keine intakte Liefer-

kette  und  keine  ausreichende  For-
schungslandschaft mehr für Kernener-
gie, aber noch in den 80ern hatten fran-
zösische Kraftwerksbauer Lernkurven
von über 30 Prozent von Projekt zu Pro-
jekt, als die dritte Reaktorgeneration als
Reaktion  auf  Tschernobyl  entwickelt
wurde.“ Übersetzt heißt das: Bei jedem
neuen  Kraftwerksbau  lagen  Bauzeit,
Kosten  und  Fehlerquote  um  fast  ein
Drittel unter denen des Projekts davor.
Würde man viele kleine SMR in Serie
bauen, dann würde sich solch eine Lern-
kurve natürlich schneller auswirken als
in den 80ern, als es große Betonkathe-
dralen  mit  mehren  Jahren  Bauzeit
waren, die alle einzeln geplant, geneh-
migt und erstellt wurden.

„Es ist wie immer mit First-of-a-Kind,
der erste SMR wird sehr teuer sein und
wahrscheinlich Strom zu über 100 Dol-
lar je MWh produzieren“, sagt Latz. Er
rechnet  jedoch  langfristig  mit  einer
Kostenreduktion um 50 Prozent. „Wenn
sich drei oder vier europäische Länder
zusammentun und die Anfangsfinanzie-
rung absichern, dann wird auch die Sup-
ply Chain für Kraftwerksbau wieder ent-
stehen,  und  dann  kommen  auch  die
Kosten  runter.“
Und am Ende wäre es somit doch eine
politische Entscheidung, keine techni-
sche.
Lesen Sie auch: Kernenergie – Deutsch-
land sollte sich nach Schweden richten /

Noch hält dieser Anti-Atomkraft-Aufkleber im niedersächsischen Gorleben; doch der Lack beginnt zu blättern. 
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